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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  2 4  

vom 28. Dezember 1920 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a, Dr. R e s c h und 

Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

vom Bundesministerium für Äußeres: zu Punkt 2: Sektionschef O p p e n h e i m e r, 

                                                              zu Punkt 6: Legationsrat Dr. V e r s b a c h. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

 

Dauer: 20.00 – 24.00 

 

Reinschrift (9 Seiten), Konzept, unterfertigte Präsenzliste, zweifaches Stenogramm, kein 

Beschlussprotokoll 

 

I n h a l t: 

1. Verkauf des österreichisch-ungarischen Botschaftsgebäudes in Berlin. 

2. Sonderabkommen mit Italien über den Kunstbesitz. 

3. Verordnung über die Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 

4. Einsetzung einer Kommission für den Preisabbau. 

5. Erhöhung des Zollaufschlages. 

6. Übereinkommen mit der ukrainischen Regierung, betreffend die Eskomptierung von 

Schatzscheinen. 

7. Handhabung der paßpolizeilichen Vorschriften im wirtschaftlichen Reiseverkehr 

zwischen Österreich und Ungarn. 

8. Bericht über die allgemeine Ernährungslage. 

9. Frage der Brotpreiserhöhung. 
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10. Gesetzentwurf über die Festsetzung der Punzierungsgebühren. 

11. Gewährung eines Staatszuschusses an die Verwaltungen der Länder und 

Landeshauptstädte zu dem durch den III. Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz 

verursachten erhöhten Personalaufwand. 

12. Statut der Kommission zur Kontrolle der Verwendung der Vermögensabgabe. 

13. Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages in Finanzangelegenheiten. 

14. Gesetzesbeschluß des Salzburger Landtages, betreffend die Erhöhung der 

Feuerwehrbeitragsprozente. 

15. Durchführung des Waffenstillstandsvertrages von Villa Giusti. 

16. Abänderung der Konzessionsurkunde der Mittenwaldbahn. 

17. Änderung der rangsklassenmäßigen Titel der akademisch gebildeten 

Gewerbeaufsichtsbeamten. 

18. Erweiterung des Invalidenheims Schloß Hetzendorf. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, Bundesministerium für Äußeres, Zl. 111.405, Telephonisch mitgeteilte 

Note vom Bundesministerium für Finanzen um 3 Uhr 15 Nachmittag betreffend den Verkauf 

der österreichisch-ungarischen Botschaft in Berlin (2 ½ Seiten) 

Beilage zu Punkt 2, Bundesministerium für Äußeres Zl. 5.255, Ministerratsvortrag (3 Seiten): 

Sonderabkommen mit Italien über den Kunstbesitz  

Beilage zu Punkt 6, [Bundesministerium für Äußeres], ohne Zahl, Übereinkommen zwischen 

der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der ukrainischen Volksrepublik, 

betreffend die Voreinlösung von Schatzscheinen, welche zugunsten des ukrainischen Staates 

im Depot der Österreichisch-ungarischen Bank liegen (3 ½ Seiten); Übereinkommen 

zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung der ukrainischen 

Volksrepublik, betreffend die Eskomptierung von Schatzscheinen, welche zu Gunsten des 

ukrainischen Staates im Depot der Österreichisch-ungarischen Bank erliegen (9 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7, Bundesministerium für Äußeres Zl. 77.197, Ministerratsantrag (1 ½ 

Seiten): Diplomatischer Notenwechsel zwischen dem Bundeskanzler und Leiter des 

Bundesministeriums für Äußeres und dem königl. Ungarischen Gesandten in Wien, 

betreffend die Handhabung der paßpolizeilichen Vorschriften im wirtschaftlichen 

Reiseverkehr zwischen Österreich und Ungarn; Entwurf einer Note (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8, [Bundesministerium für Volksernährung], ohne Zahl, Schreiben des 

Herrn Hermann Reif, Vizepräsident der österreichischen Getreideanstalt vom 22. Dezember 
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1920 betreffend die allgemeine Ernährungslage (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10, Bundesministerium für Finanzen Zl. 50.530, Ministerratsvortrag (1 ½ 

Seiten): Gesetz über die Festsetzung der Punzierungsgebühren 

Beilage zu Punkt 11, Bundesministerium für Finanzen Zl. 93.489, Ministerratsvortrag (3 ½ 

Seiten): Gewährung eines Staatszuschusses an die Verwaltungen der Länder und 

Landeshauptleute zu dem durch den III. Nachtrag zum Besoldungsübergangesgesetz 

verursachten erhöhten Personalaufwand für den Monat September und zu jenem 

Mehraufwand, der ihnen daraus erwächst, daß sie für ihren Dienstbereich Verfügungen 

treffen, welche eine Angleichung an die mit 1. Oktober 1920 erhöhten Bezugsansätze der 

Staatsangestellten nach dem Kabinettsratsbeschluß vom 3. November 1920 herbeiführen 

Beilage zu Punkt 12, Bundesministerium für Finanzen Zl. 104.518, Ministerratsvortrag (1 

Seite): Erlassung eines Statuts der Kommission zur Kontrolle der Verwendung der 

Vermögensabgabe; Statut (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 13, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 96.557, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 

4. November 1920, betreffend die Einhebung von Gemeindeumlagen in den Gemeinden 

Matzen, Krumbach, Krems a.d. Donau, Laxenburg, Grabensee, Inprugg, Wiener-Neudorf, 

Pfösing, St. Valentin-Landschach, Süßenbrunn, Hasendorf, Pottenstein, Mannswörth und 

Mödling 

Beilage zu Punkt 13, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 93.388, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 

4. November 1920, betreffend zeitliche Umlagenbefreiung von Wohngebäuden in Wiener 

Neustadt 

Beilage zu Punkt 13, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 90.304, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 

4. November 1920, betreffend die Erhöhung der Weg- und Pflastermautgebühren der 

Stadtgemeinde Wiener Neustadt 

Beilage zu Punkt 13, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 93.389, 

Ministerratsvortrag (1 Seite): Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 

4. November 1920, betreffend die Einhebung von Getränkeauflagen in den Gemeinden 

Pressbaum, Albern und Spillern 

Beilage zu Punkt 14, Bundesministerium für Inneres und Unterricht Zl. 91.696, 

Ministerratsvortragsauszug (1 Seite): Salzburger Gesetzesbeschluss vom 30. November 1920, 

betreffend die Erhöhung der Feuerwehrbeitragsprozente auf 6% 
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Beilage zu Punkt 15, Bundesministerium für Heerwesen Zl. 1.569, Ministerratsvortrag (3 

Seiten): italienische Waffenstillstandsverhandlungen; Entwurf der Note an General Goggia, 

Chef der italienischen Militärmission in Wien (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 16, Bundesministerium für Verkehrswesen Zl. 40.740, Ministerratsvortrag 

(1 Seite): Abänderung der Konzessionsurkunde der Mittenwaldbahn; Kundmachung des 

Bundesministeriums für Verkehrswesen betreffend die Abänderung einiger Bestimmungen 

der Konzessionsurkunde vom 1. Juli 1910, R.G.Bl.Nr. 127, für die Lokalbahn von Innsbruck 

über Seefeld zur Reichsgrenze bei Schrnitz und von Reutte über Lermoos bei Griesen (2 ½ 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 17, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 40.740, 

Ministerratsvortrag (1 ½ Seiten): Änderung der rangsklassenmäßigen Titel der akademisch 

gebildeten Gewerbeaufsichtsbeamten 

Beilage zu Punkt 18, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 32.966, 

Ministerratsvortrag (2 Seiten): Invalidenheim Schloß Hetzendorf, Erweiterung 

 

1. 

Verkauf des österreichisch-ungarischen Botschaftsgebäudes in Berlin. 

B.-M. Dr. G r i m m teilt mit, daß ein Anbot des Bankvereins in Berlin auf Ankauf des 

österr.-ung. Botschaftsgebäudes in Berlin um den Preis von sieben Millionen Mark vorliege. 

Redner beantrage, falls die unverzüglich vorzunehmende Schätzung des Gebäudes den 

Verkauf rechtfertige, den Verkaufsvertrag mit dem Käufer vorbehaltlich der gesetzlichen 

Genehmigung, die sofort nach Zusammentritt des Nationalrates einzuholen wäre, und 

vorbehaltlich der Zustimmung der Reparationskommission abzuschließen. Mit dem 

ungarischen Staate wäre eine Vereinbarung über die Aufteilung des Verkaufserlöses auf der 

Grundlage anzustreben, daß 50 Prozent zur freien Verfügung Österreichs, 25 Prozent zur 

freien Verfügung Ungarns gegeben werden, während der Rest von 25 Prozent gebunden bis 

zur späteren Abmachung und nur verfügbar über beiderseitige Zustimmung deponiert bleibe. 

Von dem auf Österreich entfallenden Verkaufserlös wären ungefähr 1,720.000 Mark zum 

Ankauf des Hauses Bendlerstraße 15 zwecks Unterbringung der österr. Gesandtschaft zu 

verwenden. 

Der Ministerrat stimmt dieser Transaktion zu. 

 

2. 

Sonderabkommen mit Italien über den Kunstbesitz. 
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Der V o r s i t z e n d e teilt mit, daß die im Artikel 5 des am 4. Mai 1920 mit Italien 

abgeschlossenen Sonderabkommens, betreffend die gegenseitige Rückstellung einer gewissen 

Gruppe archivalischen, geschichtlichen, archäologischen, künstlerischen, wissenschaftlichen 

und bibliographischen Materiales, für die Verfassung der Listen der Rückstellungsobjekte 

gesetzte Frist am 31. d. M. ablaufe. Der italienische Gesandte habe nun angeregt, es möge 

dieser Termin um zwei Monate verlängert werden. Das B.-M. für Äußeres, das eine 

allzuweitgehende Fristerstreckung nicht für zweckmäßig halte, beantrage im Einvernehmen 

mit dem Unterrichtsamte, daß diese Frist bis zum 15. Februar 1921 verlängert werde und daß 

gelegentlich der Bekanntgabe des zustimmenden Beschlusses des Ministerrates an den 

italienischen Gesandten, wie dies bereits im kurzen Wege geschehen sei, neuerlich der 

Erwartung Ausdruck gegeben werde, daß die italienische Regierung für diesen Akt 

besonderen Entgegenkommens der österreichischen Regierung bei den weiteren 

Verhandlungen über die Durchführung des Sonderabkommens auch ihrerseits ein 

entsprechendes Entgegenkommen beweisen werde. 

Der Ministerrat beschließt im Sinne dieses Antrages. 

 

3. 

Verordnung über die Beschränkung der Kündigung bestimmter Dienstverhältnisse. 

B.-M. H e i n l verweist darauf, daß der Hauptausschuß in seiner heutigen Sitzung in den 

ihm vorgelegenen Entwurf einer vom Bundesministerium für Justiz einvernehmlich mit den 

Bundesministerien für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten und für soziale Verwaltung 

zu erlassenden Verordnung über die Beschränkung der Kündigung bestimmter 

Dienstverhältnisse wesentliche Abänderungen vorgenommen habe, die den sprechenden 

Minister zu dem Ersuchen veranlassen, von einer Berufung auf das Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten im Titel der Verordnung 

Umgang zu nehmen. 

Nach kurzer Debatte, au der sich die Bundesminister Dr. R e s c h und Dr. P a l t a u f 

beteiligten, nimmt der Ministerrat zustimmend zur Kenntnis, daß diese Verordnung als 

Verordnung des Bundesministeriums für Justiz im Einvernehmen mit dem 

Bundesministerium für soziale Verwaltung erlassen werden wird. 

 

4. 

Einsetzung einer Kommission für den Preisabbau. 

B.-M. H e i n l erinnert daran, daß in der über Beschluß des Ministerrates vom 24. d. M. 
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den Südbahnbediensteten gegenüber abgegebenen Regierungserklärung die Einsetzung einer 

eigenen Kommission angekündigt worden sei, die sich mit der Frage zu beschäftigen habe, 

auf welche Weise den Ursachen der bestehenden Teuerung entgegengetreten werden könne. 

Er erbitte eine Entscheidung des Ministerrates darüber, wer die Führung in dieser 

Angelegenheit zu übernehmen hätte. 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich außer dem Vorsitzenden noch die 

Bundesminister Dr. G r ü n b e r g e r, Dr. P e s t a und H e i n l beteiligten, überträgt der 

Ministerrat die Bildung dieser Kommission dem Bundesminister für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten unter Zuziehung aller wirtschaftlichen Ministerien und spricht den 

Wunsch aus, daß die Kommission so rasch als möglich konstituiert werde und ihre Arbeiten 

aufnehme. 

 

5. 

Erhöhung des Zollaufschlages. 

B.-M. Dr. G r i m m teilt mit, daß die Finanzverwaltung auf Grund der ihr seinerzeit 

erteilten Ermächtigung mit 1. Jänner 1921 eine weitere Erhöhung des Zollaufschlages von 

dermalen 40 Prozent auf 50 Prozent verfügen werde. 

Der Ministerrat nimmt diese Mitteilung zur Kenntnis. 

 

6. 

Übereinkommen mit der ukrainischen Regierung, betreffend die Eskomptierung von 

Schatzscheinen. 

Über Aufforderung des Vorsitzenden berichtet Legationsrat Dr. V e r s b a c h, daß die 

hiesige Vertretung der ukrainischen Volksrepublik an die österreichische Regierung mit dem 

Ersuchen herangetreten sei, Schatzscheine, welche zu Gunsten des ukrainischen Staates im 

Depot der österreichisch-ungarischen Bank erliegen, vor dem Fälligkeitstermine einzulösen. 

Das Geld werde zum geringen Teil für den eigenen Bedarf der ukrainischen Gesandtschaft, in 

der Hauptsache zur Begleichung von Forderungen einer Reihe österreichischer Firmen 

benötigt. Als Basis der dieserhalb zwischen den beiden Regierungen zu führenden 

Verhandlungen soll der vom Bundesministerium für Äußeres vorgelegte Entwurf eines 

Übereinkommens dienen, welcher insbesondere auch zum Ausdruck bringe, daß die 

österreichische Regierung an ihrer Auffassung festhalte, wonach die seitens der vormaligen 

k.k. österreichischen Regierung für den auf sie nach dem Vertrage vom 10. September 1918 

entfallenden Teil gelieferten bei der Österreichisch-ungarischen Bank erlegten 3½%igen 
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Schatzscheine im Nominalbetrag von 158,4 Millionen Kronen von der Republik Österreich 

erst in dem Fall und in dem Zeitpunkt einzulösen sein werden, wenn nach definitiver Ordnung 

der territorialen Abgrenzung des ukrainischen Staates festgestellt würde, daß eine 

Verpflichtung Österreichs im Sinne des Artikels 205, 5. Absatz, des Staatsvertrages von 

Saint-Germain bestehe. Bis zu diesem Zeitpunkt anerkenne die österreichische Regierung 

keinerlei Verpflichtung zur Einlösung der in Rede stehenden Schatzscheine, deren Fälligkeit 

übrigens schon aus dem Grunde derzeit noch nicht gegeben sei, weil die Verpflichtung zur 

Einlösung erst ein Jahr nach Unterzeichnung des Friedensvertrages zwischen Österreich und 

den fünf mit Österreich-Ungarn in Kriegszustand gewesenen Großmächten eintrete, welche 

Voraussetzung aber noch nicht zutreffe. Für die seitens der österreichischen Regierung an die 

Vertretung der ukrainischen Republik zu leistende Zahlung im Betrage von 51,422.000 

Kronen und für eine bereits im Februar d. J. seitens des Staatsamtes für Finanzen überwiesene 

Summe von 4,000.000 Kronen hätte die ukrainische Regierung Schatzscheine im 

Nominalbetrage von 111,822.000 Kronen auszufolgen und in dieser Höhe die 

Staatsschatzscheine als eingelöst anzuerkennen, so daß im Zeitpunkte der endgültigen 

Abrechnung über die der Ukraine aus den bei der Österreichisch-ungarischen Bank 

deponierten 158,4 Millionen Kronen 3½%iger Staatsschatzscheine der ukrainischen 

Regierung aus den fraglichen Staatsschatzscheinen gegen den Aussteller derselben allenfalls 

lediglich eine Restforderung von 46,578.000 Kronen zustehen könnte. Der Berichterstatter 

bittet um Genehmigung des Vertragsentwurfes. 

B.-M. Dr. G r i m m hält die beantragte Vorauszahlung vom finanziellen Standpunkt nicht 

für zweckmäßig. Die Lage der österreichischen Regierung gegenüber der bei uns vertretenen 

ukrainischen Volksrepublik und einem allenfalls neu auftauchenden ukrainischen 

Staatsgebilde sei unsicher und beinhalte die Gefahr, daß der österreichische Staat verhalten 

werden könnte, die in Rede stehenden Beträge ein zweites Mal flüssig zu machen. Da auch 

vom Rechtsstandpunkte eine Zahlungsverpflichtung nicht vorliege, so erübrige nur, zu 

erwägen, ob der Vertragsabschluß aus politischen Gründen angezeigt sei, für welchen Fall der 

Bundesminister eine Reihe von Abänderungsvorschlägen machen müsse. 

B.-M. H e i n l bemerkt, daß politische Gründe dafür sprechen, der ukrainischen 

Regierung, welche sich die Bekämpfung des Bolschewismus zur Aufgabe mache, ein 

Entgegenkommen zu beweisen. Im vorliegenden Falle kommen die flüssigzumachenden 

Beträge außerdem vorwiegend österreichischen Unternehmungen zugute, weshalb er die 

Annahme des Antrages empfehle. 

B.-M. Dr. G r i m m bringt zu einzelnen Artikeln des Vertragsentwurfes Abänderungen 
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formaler Natur in Vorschlag, denen zufolge insbesondere die Zahlung der in Rede stehenden 

Summe als eine ohne rechtliche Verpflichtung vor Verfall geleistete Abstattung zu gelten 

habe. Für den Fall, daß bei der endgültigen Auseinandersetzung der Republik Österreich mit 

dem ukrainischen Staate festgestellt werden sollte, daß die Forderung des Letzteren nicht zu 

Recht bestehe, sei die Zahlung der Beträge von zusammen 55,422.000 Kronen als ein von der 

Republik Österreich der Regierung der ukrainischen Volksrepublik geleisteter Vorschuß 

anzusehen und entsprechend zu verzinsen. Für den Artikel 7 des Vertragsentwurfes schlage er 

folgende Fassung vor: „Die ukrainische Regierung wird dafür Sorge tragen, daß der 

österreichischen Regierung Staatsschatzscheine im Nominalbetrage von insgesamt 

111,822.000 Kronen ausgefolgt werden und ist damit einverstanden, daß die im Artikel 2 

vorgesehenen Zahlungen der österreichischen Regierung nur Zug um Zug, gegen Ausfolgung 

eines verhältnismäßigen Teiles dieser Staatsschatzscheine geleistet werden.“ 

Nachdem der V o r s i t z e n d e noch darauf aufmerksam gemacht hatte, daß in dem 

Vertragsentwurfe die Einholung der Zustimmung der österreichischen Sektion der 

Reparationskommission ausdrücklich vorgesehen sei, erteilt der Ministerrat dem Entwurf in 

der vom Bundesminister für Finanzen vorgeschlagenen Fassung seine Zustimmung mit der 

Maßgabe, daß vor der weiteren Verfolgung der Angelegenheit noch ein Gutachten der 

Finanzprokuratur einzuholen sein wird. 

 

7. 

Handhabung der paßpolizeilichen Vorschriften im wirtschaftlichen Reiseverkehr zwischen 

Österreich und Ungarn. 

Der V o r s i t z e n d e berichtet, daß gelegentlich der Verhandlungen, betreffend ein von 

Österreich und Ungarn abzuschließendes Handelsübereinkommen, auch Erleichterungen 

hinsichtlich der Erteilung der Sichtvermerke im wirtschaftlichen Reiseverkehr zwischen den 

beiden Staaten vereinbart worden seien. Die dieserhalb aufgestellten Grundsätze seien, um sie 

der Meistbegünstigung nicht unterliegen zu lassen, aus dem Komplex des 

Handelsübereinkommens ausgeschieden und in einem besonderen Protokoll niedergelegt 

worden. Um diese Vereinbarung für die beiden Staaten verbindlich zu machen, sei die Form 

des diplomatischen Notenwechsels gewählt worden. 

Da auf diese Weise ein Regierungsübereinkommen abgeschlossen worden soll, sei hiezu 

nach der gegenwärtigen Sachlage gemäß Artikel 65 des Bundes-Verfassungsgesetzes die 

Zustimmung des Bundespräsidenten erforderlich, es wäre denn, daß noch zeitgerecht die im 

Artikel 66, Absatz 2, dieses Gesetzes vorgesehene Ermächtigung der Bundesregierung oder 
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der zuständigen Mitglieder der Bundesregierung zum Abschluß bestimmter Kategorien von 

Staatsverträgen erteilt werden sollte. 

Da das Übereinkommen schon am 1. Jänner 1921 in Kraft treten solle, müsse für beide 

Eventualitäten Vorsorge getroffen werden. Der sprechende Bundeskanzler beantrage daher, 

der Ministerrat wolle seine Zustimmung erteilen, daß das erwähnte Übereinkommen durch 

Austausch diplomatischer Noten abgeschlossen werde und der Bundeskanzler und Leiter des 

Bundesministeriums für Äußeres die dem Ministerrate im Wortlaute vorliegende Note an den 

königlich ungarischen Gesandten in Wien absende. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Zustimmung. 

 

8. 

Bericht über die allgemeine Ernährungslage. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r gibt auf Grund des Berichtes des aus Holland und England 

zurückgekehrten Vizepräsidenten der österreichischen Getreideanstalt einen Überblick über 

den Stand der Getreideversorgung. Die getätigten Käufe, welche etwa 57.300 Tonnen 

Getreide, vorwiegend Weizen, umfassen, stellen unseren Bedarf bis ungefähr Mitte April 

1921 sicher. Das finanzielle Erfordernis hiefür belaufe sich auf 12½ Millionen holländische 

Gulden und 170.000 Pfund. Wenn die bereitgehaltenen Barmittel (406.000 Pfund und 

5,500.000 holländische Gulden) und das auf 8 Millionen holländische Gulden zu 

veranschlagende Ergebnis der vom Bundesministerium für Finanzen in Aussicht 

genommenen Effektenbelehnung herangezogen werden, würde sich ein Überschuß in Form 

eines ungenützten Kredits von 3 Millionen holländischer Gulden ergeben. Der erforderliche 

Schiffsraum werde zufolge einer mit Sir William Goode getroffenen Abmachung von 

England beigestellt werden, das auch die Fracht kreditieren werde. 

Der Ministerrat nimmt den Bericht zur Kenntnis und ermächtigt den sprechenden 

Bundesminister, dem Vizepräsidenten der Getreideanstalt Hermann Reif für seine 

erfolgreiche Tätigkeit den Dank der Regierung bekannt zu geben. 

 

9. 

Frage der Brotpreiserhöhung. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r führt aus, daß die seit dem Beschlusse des Ministerrates, 

betreffend die mit 2. Jänner 1921 zu verfügende allgemeine Brotpreiserhöhung, eingetretenen 

Ereignisse die Erwägung nahelegen, ob nicht dieser Beschluß, soweit er den Termin dieser 

Maßnahme betreffe, nochmals zu überprüfen wäre. Aus den dem sprechenden Minister 



24 – 1920-12-28 

zugekommenen Informationen gehe hervor, daß eine in den nächsten Tagen eintretende 

Brotpreiserhöhung den Ausgangspunkt für neue Bewegungen bilden und auch von 

oppositioneller Seite politisch ausgenützt werden würde. Redner denke nur an eine 

geringfügige Verschiebung des Termines; die Zwischenzeit wäre aber dazu zu benützen, um 

die großen Organisationen entsprechend vorzubereiten. 

B.-M. Dr. G r i m m tritt nachdrücklich für die Beibehaltung des ursprünglich in Aussicht 

genommenen Termines ein und gibt der Befürchtung Ausdruck, daß es bei einer weiteren 

Hinausschiebung dieser Maßnahme angesichts der unmittelbar bevorstehenden neuerlichen 

Lohnbewegungen überhaupt nicht möglich sein werde, die Brotpreiserhöhung durchzuführen. 

B.-M. H e i n l meint, daß die Brotpreiserhöhung mit der gesetzlich zu regelnden 

Staffelung der Brotpreise in einen zeitlichen Zusammenhang gebracht werden müsse. Er halte 

es für zweckmäßig, die Erhöhung der Brotpreise an jenem Tag eintreten zu lassen, an 

welchem der eine stärkere Belastung der höherbemittelten Kreise vorsehende Gesetzentwurf 

im Nationalrat eingebracht werde. Dies hätte etwa am 10. Jänner zu erfolgen. 

B.-M. Dr. R e s c h gibt der Anschauung Ausdruck, daß eine gewisse Gruppe von ganz 

besonders bedürftigen Personen von der Brotpreiserhöhung unbedingt ausgenommen werden 

müsse, um diese Maßnahme politisch überhaupt erträglich zu machen. 

Vizekanzler B r e i s k y spricht sich im gleichen Sinne aus. 

B.-M. Dr. P e s t a tritt gleichfalls für eine Verschiebung des Termines ein und verweist 

darauf, daß nach seiner Meinung die inzwischen von den Südbahnbediensteten und auch von 

den Staatsangestellten in den Vordergrund gerückte Forderung nach einem Preisabbau und die 

hierüber abgegebene Regierungserklärung es unmöglich mache, an dem für die 

Brotpreiserhöhung ursprünglich in Aussicht genommenen Zeitpunkte festzuhalten, wenn 

anders nicht die schwerwiegendsten Folgen heraufbeschworen werden sollten. Was sein 

Ressort anbelange, so sei Redner davon überzeugt, daß in diesem Falle unmittelbar mit dem 

Streik der Eisenbahner zu rechnen sei. 

B.-M. Dr. G r i m m vermag zwar eine derart einschneidende Änderung in der Situation 

nicht zu erblicken, erklärt sich aber im Hinblicke auf die geltend gemachten politischen 

Momente damit einverstanden, daß der Termin des Inkrafttretens der Brotpreiserhöhung auf 

jenen Zeitpunkt verschoben werde, wo die einschlägige Gesetzesvorlage eingebracht werde. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r hält es für dringend notwendig, daß in der Zwischenzeit eine 

intensive publizistische Erörterung aller für die Brotpreiserhöhung maßgebenden Umstände 

platzgreife und innerhalb jedes Ressorts die in Betracht kommenden Organisationen 

eingehend über die Gründe dieser Maßnahme aufgeklärt werden. Gleichzeitig macht Redner 
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darauf aufmerksam, daß eine sofortige Heranziehung der Höherbemittelten im Zeitpunkte des 

Inkrafttretens der Brotpreiserhöhung nicht möglich sein werde, weil das bezügliche Gesetz 

doch erst vom Nationalrat verabschiedet werden müsse. Es könne jedoch zu dem 

Auskunftsmittel gegriffen werden, die Mehrbelastung dieser Kreise rückwirkend vom Tage 

der Brotpreiserhöhung eintreten zu lassen. 

Der Ministerrat gelangt sohin zu folgenden Beschlüssen: 

Die allgemeine Brotpreiserhöhung ist an jenem Tage in Kraft zu setzen, an welchem der 

Gesetzentwurf über die Staffelung der Brotpreise im Nationalrate eingebracht wird. Die ganz 

besonders bedürftigen Personen sind von der Brotpreiserhöhung tunlichst auszunehmen. Die 

in der Gesetzesvorlage über die Staffelung der Brotpreise vorzusehende Mehrbelastung der 

Höherbemittelten ist rückwirkend auf den Tag des tatsächlichen Inkrafttretens der 

Brotpreiserhöhung festzusetzen. Der Ministerrat ladet schließlich die beteiligten 

Kabinettsmitglieder ein, die ihnen im Bereiche ihres Ressorts zur Verfügung stehenden 

Organisationen eingehend über die bevorstehende Maßnahme aufzuklären und für eine 

tunlichst intensive publizistische Vertretung der Angelegenheit Sorge zu tragen. 

 

10. 

Gesetzentwurf über die Festsetzung der Punzierungsgebühren. 

B.-M. Dr. G r i m m führt aus, daß die gegenwärtige budgetäre Lage dazu zwinge, 

nunmehr auch die Punzierungsgebühren, die seit dem Jahre 1866 unverändert geblieben seien, 

mindestens soweit zu erhöhen, daß der Punzierungsdienst nicht passiv sei. 

Der Ministerrat ermächtigt den Bundesminister für Finanzen über seinen Antrag, den 

diesbezüglichen Gesetzentwurf als Vorlage der Bundesregierung im Nationalrat einzubringen. 

 

11. 

Gewährung eines Staatszuschusses an die Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte 

zu dem durch den dritten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz verursachten erhöhten 

Personalaufwand. 

Nach eingehender Darlegung des Sachverhaltes durch den Bundesminister für Finanzen 

ermächtigt ihn der Ministerrat, den nach Artikel 5 des ersten Nachtrages zum 

Besoldungsübergangsgesetz auf eine Zuschußleistung aus Bundesmitteln 

anspruchsberechtigten Verwaltungen der Länder und Landeshauptstädte in dem in diesem 

Artikel vorgesehenen perzentuellen Beitragsverhältnisse einen Zuschuß aus Bundesmitteln zu 

jenem Mehraufwand zu gewähren, der ihnen 
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1. für den Monat September 1920 aus der Angleichung der Dienstbezüge ihrer 

Angestellten einschließlich der Lehrerschaft an den öffentlichen Volks- und Bürgerschulen an 

die durch den dritten Nachtrag zum Besoldungsübergangsgesetz (Gesetz vom 1. Oktober 

1920, St. G. Bl. Nr. 463) neugeregelten Dienstbezüge der Staatsangestellten erwächst und sich 

2. daraus ergibt, daß sie mit Wirksamkeit vom 1. Oktober 1920 ihren Angestellten 

einschließlich der Lehrerschaft an den öffentlichen Volks- und Bürgerschulen jene 

Änderungen im Ausmaß der Dienstbezüge bewilligen, wie sie der Erlaß des Staatsamtes für 

Finanzen Z. 120.474/1 vom 5. November 1920 über Kabinettsratsbeschluß vom 3. November 

1920 für den Bereich des Staatsdienstes verfügt hat. 

 

12. 

Statut der Kommission zur Kontrolle der Verwendung der Vermögensabgabe. 

B.-M. Dr. G r i m m berichtet, daß im § 2 des Vermögensabgabegesetzes die Einsetzung 

einer besonderen Kommission vorgesehen sei, welche darüber zu wachen habe, daß die 

Erträgnisse der Vermögensabgabe den in § 1 des Vermögensabgabegesetzes vorgesehenen 

Verwendungszwecken gewidmet werden. Das Gesetz habe die Erlassung des Statuts dieser 

Kommission der Staatsregierung übertragen und in § 90, Absatz 3, angeordnet, daß die das 

Statut enthaltende Verordnung dem Hauptausschusse des Nationalrates zur Genehmigung 

vorgelegt werde. Die Errichtung dieser Kommission erscheine dringend, weil einerseits die 

gesetzlich vorgesehene Vernichtung der bei der Abgabeabstattung einfließenden 

Kriegsanleihen erst erfolgen könne, sobald die Kontrollkommission ihre Tätigkeit 

aufgenommen hat, andererseits aber die räumliche Beschränkung der für die Aufnahme dieser 

Kriegsanleihen bestimmten Kassen die rasche Vernichtung der eingehenden Stücke 

notwendig mache. Es sei zu gewärtigen, daß innerhalb der für die Vorauszahlung offenen 

Frist Kriegsanleihen im großen Ausmaße eingezahlt werden. 

Der Ministerrat erteilt über Antrag des Redners der von ihm vorgelegten 

Durchführungsverordnung, welche das Statut der Kontrollkommission enthält, seine 

Zustimmung und ermächtigt ihn, die Genehmigung des Hauptausschusses einzuholen. 

 

13. 

Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages in Finanzangelegenheiten. 

Über Antrag des B.-M. Dr. G l a n z beschließt der Ministerrat gegen die 

Gesetzesbeschlüsse des niederösterreichischen Landtages vom 4. November d. J., betreffend 

a) die Einhebung von Gemeindeumlagen in den Gemeinden Matzen, Krumbach, Krems a. 
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d. Donau, Laxenburg, Grabensee, Inprugg, Wiener-Neudorf, Pfösing, St. Valentin-

Landschach, Süßenbrunn, Hasendorf, Pottenstein, Mannswörth und Mödling, 

b) die zeitliche Umlagenbefreiung von Wohngebänden in Wiener-Neustadt, 

c) die Erhöhung der Weg- und Pflastermautgebühren der Stadtgemeinde Wiener-Neustadt 

und 

d) die Einhebung von Getränkeauflagen in den Gemeinden Preßbaum, Albern und Spillern, 

keinen Einspruch zu erheben und der sofortigen Verlautbarung dieser Gesetzesbeschlüsse 

zuzustimmen. 

 

14. 

Gesetzesbeschluß des Salzburger Landtages, betreffend die Erhöhung der 

Feuerwehrbeitragsprozente. 

B.-M. Dr. G l a n z teilt mit, daß der Salzburger Landtag in seiner Sitzung am 30. 

November d. J. einen Gesetzesbeschluß gefaßt habe, womit die zum Betriebe der 

Feuerversicherung in Österreich zugelassenen Versicherungsanstalten verpflichtet werden, 

von den Versicherungsnehmern einen Zuschlagsbetrag von sechs Prozent (statt bisher drei 

Prozent) der Bruttoversicherungsprämie als Beitrag zu den Kosten der Feuerwehren 

einzuheben. Die Verwaltung und Verwendung dieser Beiträge obliege dem Landesrat. 

Da der Gesetzesbeschluß zu keinerlei Bemerkungen Anlaß gebe, beantrage Redner, keinen 

Einspruch zu erheben und der sofortigen Verlautbarung des Gesetzes zuzustimmen. 

Der Ministerrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages. 

 

15. 

Durchführung des Waffenstillstandsvertrages von Villa Giusti. 

B.-M. Dr. G l a n z führt aus, daß Italien im Zuge der Verhandlungen über die Abgaben auf 

Grund des Waffenstillstandsvertrages von Villa Giusti die Forderung auf Lieferung von 

72.000 Lebendpferden gestellt habe. Demgegenüber habe das die Verhandlung führende 

frühere Staatsamt für Heerwesen den Standpunkt vertreten, daß auf Grund der - allerdings 

nachträglich eingeholten, vielfach aus dem Gedächtnisse orientierter Personen 

wiedergegebenen - Daten eine Pflicht zur Abgabe von Lebendpferden für Österreich 

überhaupt nicht bestehe, weil dieses nicht einmal den ihm rechtmäßig aus dem Bestande der 

Armee zukommenden Teil an Pferden rückerhalten habe. Dieser Standpunkt mußte schon aus 

dem Grunde eingenommen werden, weil das Staatsamt für Heerwesen nach eingehender 

Orientierung bei allen maßgebenden Stellen zur Überzeugung gelangt sei, daß eine Abgabe 



24 – 1920-12-28 

von Lebendpferden überhaupt für Österreich unabsehbare Konsequenzen bedeutet hätte. 

In den folgenden, überaus schwierigen Verhandlungen mit der italienischen Militärmission 

in Wien sei österreichischerseits der Vorschlag gemacht worden, sich unter Wahrung des 

Grundsatzes, daß Österreich vertragsmäßig zur Abgabe von Lebendpferden überhaupt nicht 

verpflichtet sei und nur zum Zwecke eines gütlichen Übereinkommens mit Italien dahin zu 

einigen, daß Österreich gewillt märe, eine noch festzusetzende Anzahl von Pferden zu 

kompensieren, keinesfalls aber Lebendpferde abzugeben. Man habe sich schließlich auf eine 

Anzahl von 15.000 zu kompensierende Pferde geeinigt, wobei unsererseits als Preis pro Pferd 

der Betrag von 15.000 Kronen fixiert worden sei. 

Sehr bedeutende Schwierigkeiten hätten die Verhandlungen über die Art der 

Kompensation bereitet, da die Ursprungsforderung nach einer Abgabe von Holz abgelehnt 

werden mußte. Es sei in der Folge ein Übereinkommen erzielt worden, wonach das Gros der 

Kompensationssumme in Artilleriematerial zu decken wäre. Dieses Übereinkommen habe die 

italienische Militärmission in Wien befürwortend der königlich italienischen Regierung in 

Rom unterbreitet. Die erste Antwort dieser Regierung habe dahin gelautet, daß Italien nur 

einen Teil des Artilleriematerials - etwa im Betrage von 70 Millionen Kronen - zu 

übernehmen gewillt wäre, während der Restbetrag, also 155 Millionen Kronen, in anderer 

Weise zu kompensieren wäre. 

Der Verhandlungsleiter Oberst Pflug habe auf die nahezu vollständige Unmöglichkeit der 

Kompensation in anderem Material eindringlichst aufmerksam gemacht und das Ersuchen 

gestellt, neuerlich in Rom zu intervenieren, um die Annahme des auch von der italienischen 

Militärmission befürworteten Kompensationsübereinkommens zu erwirken. 

Die neuerliche Antwort der königlich italienischen Regierung habe den Vorschlag 

enthalten, die gesamte Kompensationssumme für 15.000 Pferde auf Reparationskonto zu 

überschreiben. Eine am 20. d. M. abgehaltene Besprechung der Vertreter aller beteiligten 

Bundesministerien sei zu dem Ergebnisse gelangt, daß dieser Vorschlag durchaus annehmbar 

erscheine. 

Der sprechende Minister stelle daher den Antrag, der Ministerrat wolle den ihm 

vorliegenden Entwurf einer an den Chef der italienischen Militärmission in Wien, General 

G o g g i a, zu richtenden Note, worin der Vorschlag der italienischen Regierung akzeptiert 

wird, genehmigen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

16. 
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Abänderung der Konzessionsurkunde der Mittenwaldbahn. 

B.-M. Dr. P e s t a teilt mit, daß auf Grund des Vertrages vom 15./17. November 1920 die 

Bahnlinien der Aktiengesellschaft „Mittenwaldbahn“ in den Pachtbetrieb der 

Staatsbahnverwaltung gegen Entrichtung einer Pachtrente übernommen worden seien. 

Hiedurch sei die Änderung einiger Bestimmungen der Konzessionsurkunde vom 1. Juli 1910, 

R. G. Bl. Nr. 127, für diese Lokalbahnlinien notwendig geworden. Redner erbitte sich die 

Ermächtigung, eine Kundmachung, womit diese Änderungen durchgeführt werden, 

verlautbaren zu dürfen. 

Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung. 

 

17. 

Änderung der rangsklassenmäßigen Titel der akademisch gebildeten 

Gewerbeaufsichtsbeamten. 

B.-M. Dr. R e s c h erinnert daran, daß der dem Kabinettsrat in der Sitzung vom 20. 

Oktober d. J. vorgelegene Antrag des damaligen Staatssekretärs für soziale Verwaltung auf 

Einführung neuer Amtstitel für die akademisch gebildeten Beamten des 

Gewerbeinspektionsdienstes mit der Einladung zurückgestellt worden sei, zunächst mit den 

Staatsämtern für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, sowie für Land- und 

Forstwirtschaft in Verhandlungen einzutreten. Auf Grund des inzwischen mit den genannten 

Ressorts gepflogenen Einvernehmens erbittet sich der sprechende Minister die Zustimmung 

des Ministerrats, daß vom Bundespräsidenten die Genehmigung zur Einführung der Titel 

„Oberkommissär der Gewerbeinspektion" für die Gewerbeinspektoren II. Klasse (VIII. 

Rangsklasse) und der Titel „Baurat“ und „Oberbaurat“ für solche akademisch vorgebildete 

Gewerbeinspektoren I. Klasse (VII. Rangsklasse), beziehungsweise Gewerbeoberinspektoren 

(VI. Rangsklasse) eingeholt werde, welche die abschließende Staatsprüfung einer Hochschule 

technischer Richtung abgelegt haben. 

Der Ministerrat beschließt in diesem Sinne und stimmt einem weiteren Antrage des 

Bundesministers für soziale Verwaltung zu, daß vom Bundespräsidenten die Genehmigung 

für die Änderung der zur Zeit für alle Gewerbeaufsichtsbeamtinnen geltenden Titel 

„Assistentin der Gewerbeinspektion“ für die IX. und höhere Rangsklassen in den Titel 

„Inspektorin für Frauenarbeit“ erwirkt werde. 

 

18. 

Erweiterung des Invalidenheims Schloß Hetzendorf. 
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B.-M. Dr. R e s c h führt aus, der Kabinettsrat habe in seinen Sitzungen vom 22. und 29. 

September 1920 hinsichtlich der Durchführung des Gesetzes über den 

Kriegsgeschädigtenfond in Genehmigung der bezüglichen Anträge der Staatskanzlei unter 

anderem beschlossen, daß unentgeltlich in dem Fond zufallenden Gebäuden untergebrachte 

staatliche Anstalten auch weiterhin unentgeltlich dort zu belassen seien, und daß der 

Kriegsgeschädigtenfond insbesondere verpflichtet sein solle, zu dulden, daß im Erdgeschosse 

des Hetzendorfer Schlosses das Postamt Wien 87 und „in anderen Räumen“ dieses Schlosses 

das Invalidenheim auf die Dauer des Bedarfes unentgeltlich untergebracht, beziehungsweise 

belassen werde. 

Da das besagte Invalidenheim, in dem sich ausschließlich Schwerinvalide befinden, die 

gemäß § 1 der Vollzugsanweisung vom 30. September 1919, St. G. Bl. Nr. 472, den Anspruch 

auf Anstaltsversorgung erheben können, schon seit geraumer Zeit zur Unterbringung der 

bisher noch in Heilanstalten befindlichen anspruchsberechtigten Bewerber unzulänglich 

erscheine, sei eine Vergrößerung des Belagraumes durch Inanspruchnahme der gegenwärtig 

zum Teile noch an Privatparteien vermieteten Wohnräume des Schlosses angestrebt, doch 

bisher nur in geringem Umfange verwirklicht worden, da Kündigungen an dem bestehenden 

Mieterschutze scheiterten. 

Nun ergebe sich in jüngster Zeit die Möglichkeit einer beträchtlichen Erweiterung, da der 

Mieter der unmittelbar an das Invalidenheim anstoßenden Wohnung sich zu deren Räumung 

bereit erklärte, wenn ihm im Tauschwege eine andere im ersten Stocke gelegene Wohnung 

überlassen würde. 

Das Präsidium des Kriegsgeschädigtenfonds habe jedoch eine ablehnende Haltung mit der 

Begründung eingenommen, daß es oberste Aufgabe der Fondsverwaltung sei, Reinerträgnisse 

zu erzielen; dem Fonde sei durch die Beschlüsse der Staatsregierung in der 

Ausscheidungsfrage lediglich die Verpflichtung auferlegt, die unentgeltliche Belassung des 

Invalidenheimes in seinem heutigen Umfange zu dulden. 

Demgegenüber müsse das Bundesministerium geltend machen, daß weder der Wortlaut 

noch die Intention der bezüglichen Kabinettsratsbeschlüsse eine Beschränkung der 

unentgeltlichen Widmung auf die bisher innegehabten Räumlichkeiten enthalte. 

Der sprechende Minister erbitte daher eine authentische Interpretation der vorerwähnten 

Kabinettsratsbeschlüsse in dem Sinne, daß auch die künftighin verfügbaren, zu einer 

unbedingt notwendigen Vergrößerung des Belagraumes des Invalidenheimes benötigten 

Räume vom Fonde auf die Dauer des Bedarfes unentgeltlich zu überlassen seien. 

Der Ministerrat tritt der Auffassung des Bundesministeriums für soziale Verwaltung bei. 



24 – 1920-12-28 

Protokoll Nr. 24 vom 28.12.1920 
1) Grimm: Vor kurzem im Ministerrat ein Antrag auf Verkauf des Berliner 
Gesandtschaftsgebäudes. Bankverein in Berlin als Präsident Ss. M. führen wird. Es ist damals 
das Anbot gestellt worden 7 Mill. K. Der Ministerrat war geneigt zuzustimmen. Nur weil wir 
gehört hatten, dass Amerikaner sich um ein Palais umschauen, wurde das Äußere angewiesen 
zuzuwarten und festzustellen, ob nicht der amerikanische Bedarf durch uns vertagt werden 
könnte. Sie suchen zwar ein Palais aber wollen nur 5 Mill. RM  
Gesetzesentwurf notwendig und Zustimmung der Reparations-Kommission erforderlich. 
Unter dieser Voraussetzung ist das Finanzamt einverstanden. Vorläufig Schätzung. Glaube es 
soll ein neues Objekt angekauft werden um 1 ½ Mill. Mark. Mit den Ungarn muss wegen der 
Verteilung des Erlöses gesprochen werden. Vorgeschlagen würden 50 % uns und 25 % den 
Ungarn und 25 % werden zurückbehalten. 
Zur Kenntnis genommen. 
Mayr: Der Hauptausschuss hat die Ernennungen des V.G.H. vorgenommen, u.zw. nur 
diejenigen, die bisher schon Mitglieder des VGH waren und ersucht, dass für die übrigen 4 
Mitglieder eine neue Ausschreibung zu veranlassen, weil die Ausschreibung zu kurz war. 
Zur Kenntnis genommen. 
Mayr: Der Präsident des Rechnungshofes ist neu zu wählen. Diese Neuwahl hätte gleichzeitig 
mit der Wahl der weiteren Mitglieder des VGH einzuleiten sein. 
2) Mayr: Sonderabkommen mit Italien. 
VK Breisky: Ich bin einverstanden unter der Voraussetzung, dass wir ein solches 
Entgegenkommen finden. Die Terminbegrenzung bis 31.XII. hatte den Vorteil, dass die Sache 
abgeschlossen worden wäre und kein allzu weites Spatium zur Forderung gegeben werde. 
Angenommen. 
3) Heinl: Im Hauptausschuss die V.A. des Justizministeriums betreffend Kündigungsfristen. 
Bitte, dass die V.A. vom Justizministerium erscheint und abgesehen werde, dass auf ein 
Einvernehmen mit HM nicht hingewiesen wird. 
Resch: Es war eine Verzögerung der Regierungsvorlage. Man wollte die Sache nicht 
hinausschieben, weil sonst alle Unternehmer am 31.XII. kündigen wollten. 
Paltauf. Wir haben vor, im Kommuniqué darauf hinzuweisen, dass die Abänderungen von HA 
vorgenommen wurden. 
Heinl: Ich bitte, dass Handelministerium im Titel als auch im Inhalt ausgelassen werde. 
Paltauf: Das müssten wir dann auch verlangen, weil es nicht unser Produkt ist. 
Resch: In den früheren Verordnungen stand nur im Einvernehmen mit Sozialer Verwaltung. 
Das gestehe ich zu. - Einverstanden. 
4) Grimm: Passive Resistenz bei Münzamt, Staatsdruckerei und Wiener Zeitung. In den 
Zeitungsnachrichten steht, dass in Streik getreten wird, wenn nicht wegen Vorschüssen und 
Lohnerhöhung von Finanzministerium Verhandlungen eingeleitet werden. Soweit es sich um 
die Vorschüsse handelt, ist es eine res [..]. Die Vorschüsse sind abgelehnt worden mit 
Rücksicht auf die präj. Wirkungen. Was die Verhandlungen wegen der Lohnerhöhungen 
betrifft, so wurde zunächst erörtert, dass mit Münzarbeitern schon seit 11.XII. verhandelt 
wird. Verhandelt wurde auch mit der Staatsdruckerei, jedoch ohne Resultat. Deshalb kein 
Resultat, weil sie die Vorschüsse noch in diesem Monat durchführen wollen. Ich habe erklärt, 
dass ich nicht in der Lage bin, die Vorschüsse zu bewilligen, u.zw. deshalb, weil wir nicht als 
[..] gegen die anderen Staatsangestellten sein können. Was die Lohnverhandlungen betrifft, 
so wird sich die Staatsdruckerei mit der Angliederung an Wien befreunden, jedoch nicht die 
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Münzarbeiter. Sie stellen so kuriose Forderungen ([..]17 Mill. K, dass es besser wäre 
zuzusperren. Allerdings separater Streik der Staatsdruckerei und Wiener Zeitung zu 
befürchten. Jedenfalls können wir aber die Vorschüsse nicht geben und auf solche 
Lohnerhöhungen nicht eingehen. 
Mayr: Die Sozialdemokraten wollen die Frage der Vorschüsse im Hauptausschuss nächste 
Woche zur Sprache bringen. 
Grimm: Wir haben Mitteilung bekommen durch S. aus London, dass am 17. Dez. ein K. 
stattgefunden hat, weil die Kreditfrage prinzipiell zu unseren Gunsten entschieden wurde. Die 
prinzipielle Zusage wird noch im Lauf dieses Monats an uns kommen. Ungünstig hingegen 
aus Frankreich. Er teilt mit, ob es sich nicht empfehlen würde von unserer Regierung, einen 
Schritt an Frankreichs Vertreter zu machen und darauf hinzuweisen, dass sonst der Anschluss 
das einzige Mittel uns zu retten wäre. Ich würde es zweckmäßig halten. 
Grünberger: Der Präsident der KGA war auf der Rückreise in Paris und hat dort mit dem 
Stellvertreter Goodes eingehend gesprochen. Der hat mir sagen lassen, dass ich dem 
Ministerrat zur Kenntnis bringen soll, dass er es für sehr wünschenswert hielte, wenn in Paris 
interveniert wird, unmittelbar bei dem am. Vertreter zu wirken, dass man wegen der Kredite 
endlich dort etwas macht. 
Mayr: Es wäre zu erwägen, dass ich oder ein Minister zum französischen Gesandten geht und 
erklärt, dass wir unsere letzten Mittel zusammengespart haben, um unsere Bevölkerung zu 
ernähren und unsere finanzielle Lage vor dem Zusammenbruch steht. Es wäre auch zu sagen, 
dass wir bisher den Friedensvertrag loyal eingehalten haben, aber dass für uns doch letztlich 
nichts anderes bleibt als der Anschluss. Bitte sich zu äußern, was zu tun ist. 
Grünberger: Was immer man unternimmt, so muss man wegen der Lebensmittel sehr 
vorsichtig taktieren. Die Mailänder sind genau informiert über jede Tonne. Sie können uns 
nachweisen, dass wir bis April gedeckt sind mit den Käufen. Man dürfte daher auch den 
Franzosen nicht sagen, bzw. terminieren, weil sie ja von den Mailändern informiert sind. Der 
Vertreter Goodes meinte, man sollte bei den Amerikanern [..] Ein Schritt beim französischen 
Gesandten wäre unbedingt zu machen. 
Mayr: Frage 1) Schritte beim französischen Gesandten, aber Versuch bezüglich des passus 
mit den Lebensmitteln, u.zw. BK, Finanzminister und Ernährungsminister. 2) Vielleicht nach 
Paris 
Grünberger: Ich muss zum am. Geschäftsträger gehen. Ich bitte um Ermächtigung, dass ich 
frage, ob er das Finanzielle opportun hält. Wenn er es nicht gut hält, würde ich die Sache hier 
nochmals zur Sprache bringen. 
5) Heinl: Einsetzung einer Kommission wegen Preisabbau. Wer führt? Bitte, dass 
Ernährungsamt die Führung übernimmt. 
Mayr: Zurückschlagen in die Luft, aber optische Wirkung. Ich lege aber Gewicht darauf, dass 
auch die Presse entsprechend arbeitet. Sie steht nicht auf der Höhe der Zeit. 
Grünberger: Bei der Frage des Preisabbaus scheint es mir doch, dass es sich nicht um 
Angelegenheit des VEA handelt. Wir haben mit Lebensmittelpreis nur zu tun als es sich um 
rat. Artikel handelt. Bezüglich des freien Handels kann ich hier keinen Einfluss ausüben. Ich 
glaube, das Bild wäre nicht richtig. Das muss von Handelsministerium ausgehen. 
Heinl: Ich scheine aber in der Öffentlichkeit als belastet. Daher vielleicht nicht zweckmäßig, 
dass ich die Führung übernehme. Aber wenn der Ministerrat der Meinung ist, so würde ich 
schon die Vorarbeiten leisten. Im Einvernehmen mit VEA und Finanzamt. 
Pesta: In der ursprünglichen Forderung der Südbahn, die die Regierung zur 
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Regierungserklärung veranlasst hat, war nicht nur von Lebensmitteln, sondern von 
Bedarfsartikeln, ist im Erlass nicht. Ja es ist sogar die Abschaffung des freien Handels 
gefordert. Das wäre nicht Sache des VEA. Ich habe schon Tomschik befragt über die 
Vertreter der Konsumenten, die in die Kommission entsendet werden sollen. Ich glaube, dass 
man mit der Einsetzung der Kommission sehr rasch vorgehen sollte. Tomschik wäre auch zu 
entsenden. 
Heinl: Ich würde die Führung übernehmen und werde im Laufe der nächsten Woche 
Vorschläge wegen der Zusammensetzung machen. 
Mayr: Ich glaube, alle wirtschaftlichen Ministerien sollten teilnehmen unter Führung des 
Handelsministeriums. 
Grünberger: Die Öffentlichkeit beschäftigt sich schon sehr mit der Kommission. Es ist mir 
eine Zuschrift zugekommen, wonach die Preisprüfungskommission zugezogen werden soll. 
Heinl: Es wird notwendig sein, dass wir die ZK Kommission beibehalten. Wir brauchen unter 
den gegenwärtigen Verhältnissen diesen Apparat. Ich bitte Finanzminister, dass man im 
Voranschlag den Betrag für diese Kommission wieder aufscheinen lässt. 
Bildung der Kommission unter Führung des Handelsministeriums und unter Beteiligung aller 
wirtschaftlichen Ministerien. Es wird ersucht, die Kommission möglichst rasch vorzunehmen 
und zur Arbeit zu schreiten. 
Breisky: Bei Beendigung des Südbahnstreiks wurde eine 14tägige Frist gestellt, wo der gute 
Wille der Regierung zu Tage getreten sein soll. Bitte, dass diese Frist eingehalten wird. 
Grimm: Die techn. Uni hat einen kürzeren Termin gestellt. Sie will bis 30. eine Erklärung 
haben. 
Pesta: Tomschik hat meine Zusendung der Regierungserklärung an den Zentralausschuss der 
Telegrafenangestellten, Zelenka befriedigt ist und als Antwort auf sein seinerzeitiges 
Einschreiten hinkommt. 
6) Grimm: Erhöhung des Zollaufschlages. 
Am 24.Nov. habe ich berichtet, dass wir 50 % Erhöhung erreichen sollten. Wir sind auf 40 % 
Erhöhung zurückgegangen. Nämlich entsprechend Kurs der K. 80-100fache entsprochen 
würde. So werden wir auf das 50fache des Goldkronenzolles hinauf gehen. 
Zur Kenntnis genommen. 
7) Übereinkommen mit der ukrainischen Regierung. Rechtsbeständigkeit und Liquidität ist 
betroffen. Es wäre daher nur dann an die Eskomptierung zu schreiten, wenn der Ministerrat 
aus politischen Gründen dafür wäre, der ukrainischen Regierung den Betrag zur Verfügung 
zu stellen. Die ukrainische Gesandtschaft hat neuerlich auf die Dringlichkeit hingewiesen, 
weil ihr Mittel zur Bestreitung und Fortführung der weiteren Maßnahmen und der Vorsorge 
nur mehr bis zum Ende des Monats reichen, was mit Kosten für uns verbunden wäre, weil die 
Leute nicht ohne Mittel gelassen werden sollen. 
Grimm: 1) Von finanziellem Standpunkt erscheint es nicht zweckmäßig und von rechtlichem 
Standpunkt keine Verpflichtung besteht. Zumal die Schatzscheine erst ein Jahr nach 
Unterzeichnung des Friedensvertrages durch Österreich und die 5 Hauptmächte fällig sind. 
2) Nach Art. 205 Friedensvertrag. Wenn die Ukraine Teile Österreichs zufallen, würden wir 
nicht verpflichtet werden, die Schatzschein einzulösen 3) Wir könnten von einer 
Rechtsnachfolgerin der Ukraine zur Zahlung verhalten werden, wenn wir auch heute schon 
gezahlt haben. 
Wir würden noch einige formale Änderungen vorschlagen: Nachdem es sich nicht um eine 
Vorschusszahlung handelt, sondern um Bereinigung der ganzen Frage, dass wir das nicht als 
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Vorschusszahlung, sondern um eine vorzeitige Einlösung. Außerdem verlangen wir im Art. 7, 
dass die Zahlungen, sie wir übernehmen, Zug um Zug nur gegen entsprechende 
Verfügungsstellung von Schatzscheinen, die zu verrechnen wären, zu erfolgen haben. Nun 
kommt nur die Frage, ob aus politischen Gründen angezeigt ist, den Vergleich zu schließen 
oder nicht. 
Heinl: Es wurde schon darauf hingewiesen, dass politische Frage. Wir müssen alle Aktionen 
und alle Regierungen unterstützen, die sich gegen den Bolschewismus stellen und um eine 
solche Regierung handelt es sich hier. Es kann von uns festgehalten werden, dass schon von 
Zahlungen an diese ukrainische Regierung von früheren Regierungen geleistet wurden. Es 
kommt auch noch dazu, dass die Gesandtschaft bei uns akkreditiert war. Daher obliegen uns 
auch Verpflichtungen. Ich würde daher empfehlen, dass wir den Vorschlägen mit den 
Abänderungen des Finanzministeriums näher treten. Wie zu entnehmen ist, handelt es sich 
vorwiegend um Zahlungen, die an österreichische Firmen zu leisten sind. 
Breisky: Varianten zu Art. 6 ... 
Grimm: wir würden vorschlagen: Einlösung der restlichen Schatzscheine .... 
Es handelt sich nur um eine Verhandlungsgrundlage. 
# Das Referat ist genehmigt als Verhandlungsgrundlage. Noch vorher an die 
Finanzprokuratur. 
2b) Reiseverkehr mit Ungarn 
9) 3a) Ernährungslage. Bringe zur Kenntnis die Abschlüsse, die jetzt fertig geworden sind. 
Reif war mehrere Wochen in Holland und London und es ist seiner außerordentlichen 
Tüchtigkeit gelungen mit Unterstützung Goodes folgenden Abschluss zu tätigen. Es sind im 
Ganzen gekauft worden 57000 t Getreide. Die finanzielle Situation und darin liegt das 
Hauptverdienst Reifs, steht folgende weise: Für 50000 t zum Preis von 12 ½ Mill. 
holl.Gulden, 140000 Pfund. Ich habe noch Bedarf von 7 Mill. holl.Gulden, dem gegenüber ein 
Überschuss von 200000 Pfund. Restbedarf von 5 Mill. holl. Gulden, deren Deckung aus der 
Effektenbelehnung erfolgen wird. 3 Mill. Kredit wird nicht ausgenützt sein. Für alle Verkäufe 
hat Goode die englische Fracht zur Verfügung gestellt und kreditiert. In den wirtschaftlichen 
Beziehungen England zu Europa hat sich eine wesentliche Änderung ergeben. Interesse für 
Mittel- und Osteuropa. Mit den jetzt getätigten Käufen sind wir bis Mitte April gedeckt. 
# Der Kabinettsrat will mich ermächtigen, Reif, dessen ganz besonderer Geschicklichkeit es 
zuzuschreiben ist, dass die Käufe so klaglos vor sich gegangen sind, den Dank der Regierung 
auszusprechen.  Genehmigt. 
10) Brotpreisfrage: In hier gefassten Beschlüssen haben wir ein Komitee eingesetzt, der 
Finanzminister und ich die Verhandlungen eingeleitet und die Richtlinien für die 
Brotpreisstaffelung festgelegt haben, die wir dem Ministerrat vorlegen wollen.   
Wie bekannt, war die Absicht, am 2. Jänner mit einer generellen Brotpreiserhöhung 
vorzugehen. Ich glaube, dass inzwischen Verhältnisse eingetreten sind, die es jedenfalls 
notwendig machen, diesen Beschluss soweit er den Termin betrifft, nochmals zu überprüfen. 
Es wurde mir immer wieder von Außenstehenden erklärt, dass die Brotpreiserhöhung in 
diesen Tagen als Ausgangspunkt für neue Bewegungen auslösen würde. Die Erklärung, die 
die Regierung den Südbahnern abgegeben hat, scheint mir auch nicht das T. vorbereitet zu 
haben und die in den Zeitungen heute veröffentlichten Nachrichten über drohenden Streik der 
Post- und Telegrafenangestellten sind auch nicht geeignet den Termin festzuhalten. Es ist mir 
von sozialdemokratischer Seite mitgeteilt worden, dass ich doch nicht glauben könne, dass 
diese Sache nicht politisch ausgenützt würde. Man hat weiters von dieser Seite mich 
aufmerksam gemacht, dass es ein casus belli wäre, wenn man nicht die Höherbelastung der 
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Höherbemittelten eintreten lässt und nicht gleichzeitig einen kleinen Kreis von 
Mindestbemittelten ausscheiden würde. Auch Schober hat mir gesagt, dass er es nicht für 
opportun hielte, gerade jetzt mit dieser Brotpreiserhöhung zu kommen. Ich habe den 
Eindruck, dass wir sogar ein gutes Geschäft machen, wenn wir die Erhöhung nicht gerade auf 
den 2.I. abstellen. Ich glaube, dass unter allen Umständen der Termin nicht weit verschoben 
werden müsste, aber man sollte die allernächsten Tage dazu benützen, um gewisse große 
Organisationen, gewerkschaftliche, Händlerorganisationen, und die streikenden 
Organisationen vorbereitet. Ich glaube, dass, wenn wir morgen mit dieser Erhöhung kommen, 
dies Zeichen zum großen Streik sein wird. Frage auch an, ob man nicht die ganze Frage samt 
Gesetzesentwurf über Brotpreisauflage und Staffelung im Hauptausschuss vortragen sollte. 
Grimm: Ich unterschätze die Gefahren nicht. Aber ich bin überzeugt, dass, wenn wir am 2.I. 
nicht durchsetzen, so werden wir überhaupt nicht dazukommen. Die Beamtenbewegung wird 
eingreifen und wider die Bewegung werden wir die Brotpreiserhöhung nicht machen können. 
Eine Verschiebung um eine Woche wäre ganz zwecklos. Von Standpunkt der Regierung würde 
ich es nicht für zweckmäßig halten von Termin abzugehen. Es würde eine Schwäche der 
Regierung darin erblickt werden. Es weiß es die ganze Welt. Wir werden es dann am 7. oder 
10. nicht durchführen können. Der finanzielle Effekt wird dann sein, dass wir durchfallen. Ich 
bin für die Einhaltung des Termins. 
Heinl: Ich glaube, dass wir zwischen der Brotpreiserhöhung und Gesetz, das eingebracht 
werden soll, einen gewissen Zusammenhang herstellen müssen. Es wird zweckmäßig sein, am 
selben Tag, wo wir die Vorlage einbringen, in der der Höherbemittelte mehr zahlt, 10.I. die 
Brotpreiserhöhung machen sollen. Ich habe bei der letzten Besprechung schon gesagt, wenn 
wir eine Brotpreiserhöhung machen, so muss auch gleichzeitig die Staffelung eintreten. Ich 
bin auch der Meinung, dass man eine gewisse Gruppe ganz besonders Bedürftiger ausnimmt, 
dass die von einer Brotpreiserhöhung überhaupt nicht betroffen werden. Anders könnte man 
die Sache nicht ertragen. 
Breisky: Man müsste eine nicht unerhebliche Gruppe von Menschen frei lassen. Wenn es 
Wenn es selbst ein nicht zu großer Kreis ist. Ich glaube auch, dass wir es kaum ertragen 
würden und es insbesondere eine Belastung für die regierende Partei wäre. 
Mayr: Ich verstehe Finanzminister sehr wohl, aber politisch werden wir es am 2.I. nicht 
ertragen. Wir sollten es durchführen in einem Zeitpunkt, wo das Gesetz eingebracht wird. 
Grünberger: Was Resch gesagt hat, ist technisch nicht möglich. Die Staffelung in Kraft treten 
zu lassen, setzt einen ungeheuren Apparat voraus. Wir können die Staffelung beantragen, 
aber das Parlament muss Sache erst gut heißen. Es ist aber folgendes möglich. Die gewisse 
kleine Brotsteigerung (am 1.III. möglich, Finanzminister eine generelle Steigerung von Brot- 
und Mehlpreis durchführen) Jetzt tritt eine generelle Brotpreiserhöhung ein um 2 K 20 h. Nun 
ist das Bedenken 1) die Minderbemittelten zahlen diese Erhöhung genau so wie die 
Höherbemittelten 2) was die Höchstbemittelten betrifft, so wird zwar eine wesentliche 
Erhöhung angekündigt, sie kann aber nicht durchgeführt werden.  
Nun ist es ein Unterschied, ob man etwa es im Kommuniqué eine Heranziehung der 
Höchstbemittelten ankündigt oder ob so ein Gesetz im Haus schon vorliegt. Ich glaube nicht, 
dass es möglich ist, dass man die ganze Staffelung schon sofort durchführt. 
Pesta: Die Lage zwischen dem damaligen Beschluss des Ministerrates und heute ist 
wesentlich verschoben durch Streik Südbahn und der Regierungserklärung. Es ist als 
Hauptforderung der Südbahner und der übrigen Staatsangestellten in den Vordergrund 
geschoben worden 50 % Preisabbau. Auf Grund dieser Forderung hat sich die Regierung zu 
einer Erklärung hergegeben, dass eine Kommission eingesetzt wird. Ehe nun diese 
Kommission zusammentritt, kommt die Regierung und macht einen Aufschlag. Ich glaube, 
dass am Tag der Aktion die Eisenbahnen stehen. Welcher wirtschaftliche Nachteil ist größer. 
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Hinausschiebung oder Generalstreik. Bin für Hinausschiebung wegen der ungeheuren 
Schädigungen eines Generalstreiks. Vielleicht sollte man Junktim von 
Angestelltenentlohnungen bei Bes. Reform und Brotpreiserhöhung. 
Grimm: Ich kann die veränderte Situation nicht begreifen. Es ist uns ja bei der Südbahn die 
Brotpreiserhöhung vorgeschwebt. Wenn Pesta sagt, die Bahnen werden stehen, dann können 
wir nie eine Brotpreiserhöhung machen. Das heißt alles aus der Hand geben. Ich verkenne 
nicht die politische Tragweite des Schrittes. Aber jede finanzielle Maßnahme soll unsere 
finanzielle und politische Lage erleichtern. Dass wir von anderer Seite Streikdrohung über 
uns ergehen lassen, ist selbstverständlich. Andernfalls müssten wir verzichten auf die 
Fortführung. 
Ich wäre einverstanden, dass dann, wenn das Gesetz eingebracht wird, die Brotpreiserhöhung 
eingeführt wird. 
Paltauf: Ich bin für Heinl, dass die Brotpreiserhöhung eintritt, sobald das Gesetz vorliegt. 
Grünberger: Man muss aber jetzt die Zeit zwischen heute und Einbringung des 
Gesetzesentwurfs entsprechend ausnützt. Man muss mit aller Intensität die Sache publizistisch 
erörtern. Es müssen die Dinge umfassend erläutert werden, die zur Brotpreiserhöhung 
geführt haben. Ich glaube, dass es notwendig sein wird, dass man die Organisationen vorher 
informiert.  
Resch: Glaube, es müssten aber die ganz Armen ausgenommen werden. 
Heinl: Bin auch für Ausnahme der ganz Armen. Ich bin überzeugt, dass die Sozialdemokraten 
nicht gefasst sind, dass wir die ganz Reichen so stark belasten. Ich bitte um Annahme meines 
Antrages. 
Grünberger: Die Reichsten kann man nicht am gleichen Tag heranziehen mit der 
Brotpreiserhöhung, weil doch das Haus erst Gesetz beschließen muss. Man kann aber die 
Rückwirkung machen von Zeitpunkt der Brotpreiserhöhung. Wäre aber sehr gut, wenn man 
jetzt gleich die Bedürftigen ausscheidet. Man hat die Ärmsten ausgeschieden und die 
Sicherung der Heranziehung der Höchstbemittelten rückwirkend von Tag der 
Brotpreiserhöhung. 
# Alle für Brotpreiserhöhung.an jenem Tag, an welchem das Gesetz eingebracht wird. Die 
ganz Armen möglichst ausgeschaltet. Rückwirkung auf den Tag der tatsächlichen 
Brotpreiserhöhung. Die einzelnen Minister sollen die Organisationen, die ihnen zur 
Verfügung stehen, verständigen. Überlassung Finanzministerium und VEA. 
11) 4a) Punzierungsabgaben. 
Heinl: Mache aufmerksam auf die Patentgebühren. Die liegen schon seit längerer Zeit in 
Behandlung. 
Angenommen. 
12) 4b) Staatszuschuss an die Länder  Angenommen. 
13) 4c) Kontrollkommission  - Angenommen. 
15 – 19) (5b-5f) Alle angenommen. 
20) Pesta: Mitternwaldbahn  Angenommen. 
21) 7a) Resch: Gewerbeaufsichtsbeamte Angenommen. 
22) 7b) Invalidenheim Schloss Hetzendorf  Angenommen. 
Ende ¾ 12 Uhr 
Nächste Sitzung Di 4. 8 Uhr 














































































































































